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Amtlicher Zeil
Die Beseitigung des obligatorische » Mahn«

Verfahrens
** Durch eine Bundesratsverordnung vom 9 . Sep -

tember 1915 (Reichsgesetzblatt S . 562 ) wurde zwecks!
Entlastung der Gerichte und Vereinfachung , Beschleum -
gung und Verbilligung des Verfahrens u . a . vorge -
schrieben , daß all ^ Ansprüche , die zur sachlichen Zustän -
digkeit des Amtsgerichts gehören und im Mahnver -
fahren geltend gemacht werden können , in diesem
Verfahren regelmäßig auch zunächst geltend gemacht
werden müssen . Wer also , um den ^praktisch wichtigsten
Fall herauszugreifen , nne Geldforderung , etwa ein
Darlehen , eine unbezahlte Rechnung , rückständige
Miet - oder Pachtzinsen , beim Amtsgericht einklagen
wollte , mutzte dort zuerst die Erlassung eines Zah -
lungsbefehls »beantragen . Wenn der Schuldner den
Anspruch nicht bestreiten konnte und wollte und des -
halb innerhalb einer Woche keinen Widerspruch bei dem
Gericht erhob , erließ das Amtsgericht auf Antrag des
Gläubigers den sogenannten Vollstreckungsbefehl , auf
Grund dessen der Gläubiger die Zwangsvollstreckung
gegen den Schuldner betreiben konnte . Bei einem sol -
chen Verlauf des Verfahrens gelangte der Gläubiger
auf dem raschesten und billigsten Weg zu seinem Gelde .

Im Laufe der Jahre haben insbesondere böswillige
Schuldner es verstanden , unter Ausnützung aller pro -
zessualen Möglichkeiten die mit der Einführung dieses
sogenannten obligatorischen (notwendigen ) Mahnver -
fahrens erstrebten Vorteile in ihr Gegenteil umzu -
kehren . Es gemüste ja der näher nicht zu begründende
Widerspruch gegen den Zahlungsbefehl , um die Er -
lassung des Vollstreckungsbefehls zu verhindern und
die Überleitung des Mahnverfahrens in das ordent -
liche Verfahren zu erzwingen . Auch das anschließende
Güteverfahren wurde von böswilligen Schuldnern in
weitem Umfang nur dazu mißbraucht , den Eintritt in
das Streitverfahren und die Verurteilung solange als
möglich zu verzögern . » .

Dieser Zustand war auf die Dauer unhaltbar . Immer
zahlreicher wurden die Rufe nach der Beseitigung des
obligatorischen Mahnverfahrens , insbesondere aus den
Kreisen der Wirtschaft , so daß schließlich unter Zurück -
stellung berechtigter Bedenken durch die Verordnung
der Reichsregieriini vom 19. Juni 1925 über das
Mahnverfahren (Reichsgesetzblatt S . 88) mit Wirkung
vom 15. Juli 1925 an die bisherigen Vorschriften über
das obligatorische Mahnverfahren aufgehoben wurden .

Damit ist , worauf ausdrücklich zur Verhütung von
Mißverständnissen hingewiesen sei , nur der Zwang be-
seitigt . wegen der eingangs erwähnten Ansprüche zu -
nächst einen Zahlungsbefehl zu erwirken . - 'Der Glau -
biger ist nach wie vor befugt , zunächst im Mahnver -
fahren gegen seinen Schuldner vorzugehen , und er wird
wie bisher im Interesse der wünschenswerten Be -
schleunigung und Verbilliaunq des Verfahrens einen
Zahlungsbefehl in allen Fällen beantragen , in denen
er auf diesem Weg zum Ziel zu kommen Aussicht hat .
Dies wird immer --der Fall sein , wenn die Forderung
ernstlich nicht bestritten ist und nach der Persönlichkeit
des Schuldners 'auch die Befürchtung nicht besteht , daß
er nur in der Absicht, die Erledigung des Rechts -
streits und seine schließliche Verurteilung solange als
möglich hinauszuziehen , Widerspruch gegen den Zah -
lungsbesehl erheben wird . Wo allerdings nach Sach -
läge mit einem ernstlichen Widerspruch des Schuldners
zu rechnen ist , wird sich in der Reael empfehlen , von
der Erwirkung eines Zahlungsbefehls abzusehen und
weaen des Anspruchs sofort im ordentlichen Verfahr -n
Güteantrag oder Klage ) vorzugehen .

Die Großhandelsindexziffer des statistischen Reichsamtes für1. Juli als Stichtag ist gegenüber dem Stande vom 24.<>uni um 0,5 % auf 134,9 gestiegen . Für den Durchschnittdes Monats Juni ergibt sich eine Steigerung der Großhan -
oelsindexziffer von 131,9 im Durchschnitt des Monats Maiauf 133,8 oder um 1,4% .

Ergebnis der Volkszählung in Bayern . Nach den vorläufi -
{}?}i Zusammenstellungen der Reichszählung beträgt die Be-votlerung in Bayer » 7 393 677 Personen , davon 3 556 446
Männliche und 3 842 231 weibliche . Das bedeutet gegenüber" IM eine Zunahme von 343 321 und gegen 1910 eine Zu -" ihtnc von 516 440 Personen .

Die neue badiscke Verordnung
über Lagerung teuergekäkr-

licker Flüssigkeiten
von Oberregierungsrat Emele , Karlsruhe

In dem Bad . Gesetz- und Verordnungsblatt Rr . 26 ds.
Js . ist die neue badische Verordnung über die Verwahrung
und den Transport von Mineralölen und anderen feuerge -
fährlichen Flüssigkeiten enthalten .

Sie löst die am 22 . August 1890 herausgegebene ab . Schon
die lange Gültigkeitsdauer der alten badischen Verordnung ,
die von dem damals verantwortlichen Referenten im Mini -
sterium des Innern , Herrn Ministerialrat Elautz bearbeitet
wurde , zeigt deren Güte .

Zum Teil lehnt sich auch die neue an den Aufbau der alten
an , die durch die starke Entwicklung des Kraftstoffverbrauches
für Fahrzeuge zu eng wurde.

Die «Verhältnisse haben sich gerade auf diesem Gebiete
außerordentlich verschoben . Im Jahre 1913 waren insgesamt
etwa 3000 Kraft -, Personen - und Lastkraftwagen amtlich zu-
gelassen. Diese Zahl erhöhte sich im Jahre 1924 auf etwa
10 500 und «ist sicherlich in diesem Jahre noch ganz erheblich
größer geworden.

Man beschränkte sich auch in der neuen Verordnung dar -
auf , nur das Allernotwendigste zu regeln schon mit Rücksicht
auf die technische Entwicklung, die durch eine Verordnung
nicht beengt werden darf . Möglichste Übereinstimmungmit den Grundgedanke» des bisher bekannt gewordenen
preußischen Verordnungsentwurfs wurde angestrebt .

Im Aufbau befaßt sich die neue Verordnung mit folgenden
Fragegebieten :

Anwendungsgebiet . Alle feuergefährlichen Flüssigkeitenderen Flammpunkt unter 100 Grad C liegt, werden von ihr
erfaßt , z . B . Rohpetroleum und Destillationsprodukte , füfsigeProdukte aus Teeren , künstlich hergestellte Kohlenwasserstoffe,
Holzgeist, künstl . hergestellteMischung brennbarer Flüssigkeitenuntereinander und künstlich hergestellte brennbare Flüssig -
ketten mit festen in diesen Flüssigkeiten löslichen Stoffen ,die bei 15 Gftid C nicht salbenartig oder fest sind .

Gefahrenklassen. Dieser Begriff ist neu eingeführt . Man
hat 3 Gefahrenklassen gewählt, abgestuft nach den Flamm -
punkten . Die Gefahrenklasse 1 umfaßt die gefährlichsten
Flüssigkeiten und zwar solche , deren Flammpunkt bei einem
Barometerstand von 760 mm unter 21 Grad C liegt, z . B.
Benzin . Benzol. Äther, Schwefelkohlenstoff , Kollodium. Brenn -
bare Flüssigkeiten mit höherem Brennpunkt als 100 Grad C
fallen nicht unter diese Verordnung .

Anzeigepflicht und Genehmigungsverfahren . Die Grenzen
für die Anzeigepflicht und die Lagerungseinrichtungen sind
auf das Liter als Einheit abgestellt. Hierin liegt ein bedeut-
samer Fortschritt für die Wirtschaft. Wer feuergefährliche
Flüssigkeiten der Gefahrenklasse 1 in Mengen von mehr als
30 Liter oder solche der Gefahrenklasse2 oder 3 in Mengen von
mehr als 600 I lagern will , hat dem für den Lagerungsort zu -
ständigen B .-Amt unter genauer Bezeichnungund Umschreibungdes Aufbewahrungsortes der Art und der Höchstmenge der zu la-
gernden Flüssigkeiten Anzeige zu erstatten und die allgemein
vorgeschrieMnen oder besonders angeordneten Vorsichtsmaß-
regeln einzuhalten . Ebenso ist auch die Verwendung von
Straßenkesselwagen anzuzeigen. Die Erlaubnis des Bezirks -
amtes ist erforderlich zur Lagerung von mehr als 300 Liter
feuergefährlicher Flüssigkeiten der Gefahrenklasse 1 oder mehr
als 1500 Liter der Gefahrenklasse 2 oder mehr als 3000 Liter
der Gefahrenklasse 3. Bei Errichtung dauernder Niederlagen
für Mengen von mehr als 10 000 Liter feuergefährlicher
Flüssigkeiten der Gefahrenklasse 1 und mehr als 15 000 Liter
solcher der Gefahrenklasse 2 ist für die Erlaubniserteilung
der Bezirksrat zuständig. Das für den Bezirksrat vorgefchrie-bene Aufforderungsverfahren ist einzuhalten . Gesuche um
Erteilung der Erlaubnis zur Lagerung feuergefährlicher
Flüssigkeiten sind in 3facher Fertigung an das für den
Lagerungsort zuständige Bezirksamt zu richten unter Bei -
fügung genauer Angaben über Art und Höchstmenge der zu
lagernden Flüssigkeiten und ausführlicher Beschreibung der
gewählten Lagerungseinrichtung mit Zeichnungen und Lage-
Plänen .

Lagerungserlaubnis . Technische, sachverständige Behörde
ist das Gewerbeaufsichtsamt, sowie bei wichtigeren Lager -
stellen auch die chemisch -technische Prüfung ?- und Versuchs-
anstalt .

ES ist zu unterscheiden zwischen der Lagerung im Wohn-
und Industriegebiet einer Gemeinde oder der Lagerung
außerhalb . Im Wohn- und Industriegebiet können in unter »
irdischen Lagerkesseln bis 10 000 Kilo mit bezirksamtlicher Er -
laubnis gelagert werden . Dies ist eine wesentliche Crleich -
terung die deshalb möglich war , weil durch inzwischen ge-
wonnene Erfahrungen und technische Fortschritte die sachver-
ständigen Kreise immer mehr zu der Erkenntnis kamen , datzeine unterirdische Lagerung , die gewissen Anforderungen Ge-
nüge leistet, auch ohne Schutzgas eine große Sicherheit bietet.Bei Verwendung von Schutzgasanlagen und anderen vom Mi»
nisterium des Innern anerkannten Sicherheitssystemen kann
die Lagerungsmenge bis 30 000 Liter vergrößert werden.

Die Zusammenlagerung feuergefährlicher Flüssigkeiten ver »
schiedener Gefahrenklassen , worüber in der alten Verordnung
nicht genügend Klarheit gegeben war , ist jetzt geregelt.

Lagerung in Einzelgebinden (Fässern. Kannen. Ballons ),
welche die Anzeigenpflicht bedingen, ist eingehend behandelt.So sind Vorschriften enthalten über die Beschaffenheit der
Lagerräume und Lagerplätze.

Die Regelung der Lagerung in unterirdischen Kesseln ohne
Schutzgas ist eine wichtige Erneuerung . Die technischen Anfor-
derungen , die an eine derartige Lagerung zu stellen sind,
sind genau umschrieben. So ist z. B. vorgeschrieben , daß sichüber der Scheitellinie des Kessels noch mindestens eine Erd-
decke von Im Stärke befindet. Die Zapfvorrichtung selbst
muß unter sicherem Verschluß gehalten werden und das Druck-
ausgleichsrohr (Lüftungsleitung ) gewissen Anforderungen ent¬
sprechen. Dient die Anlage zur Lagerung feuergefährlicher
Flüssigkeiten der Gefahrenklasse 1 so ist außerdem beim Um-
füllen das Gaspendelsystem anzuwenden, bei dem das aus
dem zu füllenden Tank entweichende Gasgemisch in den ab-
zufüllenden Tankwagen übergeleitet wird, sodaß Gasausströ -
mungen in die Atmosphäre vermieden werden.

Auch die Lagerung in freistehenden Behälter» hat eine Re-
gelung erfahren .

Aufbewahrung in Verkaufsräumen . Für den Kleinhandel
ist nunmehr die Aufbewahrung von 50 Liter feuergefährlicher
Flüssigkeiten der Gefahrenklasse 1 in den Verkaufsräumen
gestattet . Alle Gefäße , die Flüssigkeiten der Gefahrenklasse 1
oder 2 enthalten , müssen die Aufschrift tragen : „ Vorsicht ,
feuer - und explosionsgefährlich" . Eine ebensolche Warnung
ist auf die Gefäße der verkauften Flüssigkeiten aufzukleben.

Verwahrung beim Verbraucher. In den zum regelmäßigen
Aufenthalt oder zum Verkauf von Menschen bestimmten Räu -
men wie '

Schreibstuben . Wohnungen, Wirtschaften, dürfen
feuergefährliche Flüssigkeiten der Gefahrenklasse 1 nur in
Mengen bis zu 3 Liter , solche der Gefahrenklasse 2 in Mengenbis zu 80 Liter aufbewahrt werden. Zur Aufbewahrung
sind dichtverschlossene Gefäße aus Metall bei Mengen bis zu
1 Liter auch Glas zu verwenden mit der Aufschrift versehen :
..Vorsicht, feuer - und explosionsgefährlich". In Einstellräumen
von Kraftwagen können insgesamt bis 150 Liter der Gefah-
renklasse 1 in Kannen aufbewahrt werden.

Transport auf Landwegen . Von Wichtigkeit ist hier die
Vorschrift für Straßenkesselwagen , nach der diesen verboten
ist . Flüssigkeiten der Gefahrenklasse 1 in kleineren Mengen
an Einzelkäufer abzugeben . Hierdurch will man den Klein-
verkauf derart feuergefährlicher Flüssigkeiten aus Tankwagen
an das Publikum unterbinden wegen der Gefährlichkeit die
hiermit für das Publikum selbst verbunden ist.

Überwachung . Alle Lagerungsanlagen , zu deren Einrich-
tung die Erlaubnis des Bezirksamts oder des Bezirksrats er-
forderlich ist . müssen vor ihrer Inbetriebnahme durch die
Beamten des badischen Revisionsvereins abgenommen und
darnach in Zeitabständen von 5 Jahren einer Nachprüfung
unterzogen werden . Ebenso sind die Straßenkesselwagen einer
derartigen Überwachung unterstellt .

Im großen und ganzen bringt die neue Verordnung eine
Erleichterung für die Wirtschaft durch die Erhöhung der Lager-
mengen und gleichzeitig eme Verbesserung der öffentlichen
Sicherheit durch die bevorzugte Behandlung der unterirdischen,
schutzgaslosen Lagerung für Flüssigkeiten der Gefahrenklasse 1 .

Diese Grundgedanken sind allerdings im wesentlichen schon
seit etwa einem Jahr in Baden praktisch gehandhabt worden
durch Ausnahmen im Einzelfall . Jetzt tritt eine Erleichterung
durch die Vereinfachung des Genehmigungsverfahrens ein .

Ein neuer Ausblick in der Versorgung des Verkehrswesens
mit Kraftstoff bietet die Anlage von Straßenzapfstelle» , deren
Errichtung nun ebenfalls erleichtert ist. Durch diese Regelung
bleibt zu hoffen , daß ein großer Teil des Publikums seinen

■ Kraftstoffbedarf aus diesen Zapfstellen beziehen wird, was der
öffentlichen Sicherheit nur förderlich wäre. Einerseils kernn

Mit der Beilage : 37 . Amtlicher Bericht über die Verhandlungen des Badischen Landtags .



das Publikum die örtliche Lagerungseinrichtung sich erspare«
und anderseits können die Handelsgeschäfte den etwas schwer«
fälligen Fatzverkehr zurückdrängen . Hoffentisch begünstigen
die großen Verkaufsgesellschaften die Abgabe von Breimstofs
durch diese Zapfstellen durch eine etwas niedrigere Preisstel -
hing ; denn sicherlich wäre es dann möglich , die oft Mangel -
haften kleinen Lagerungsstellen in Höfen und Wohnhäusern
verschwinden zu sehen oder durch die Erleichterung für unter -
irdische Lagerung gute gefahrenfreie Lagerungsstellen mitt -
leren Umfangs zu fördern .

Des weiteren hat die öffentliche Sicherheit eine Verdes -
serung erfahren durch die vorgeschriebene Abnahme und
Überwachung amtlich genehmigter Anlagen . Das ist wohl eine
Anordnung die im wesentlichen auch mit den Interessen der
Besitzer gleichläuft ; denn eine derartige Lagerungseinrichtung
mutz schon vom Standpunkt einer zweckmätzigen Betriebs -
führung aus , in Zeitabständen von einer unabhängigen Kon -
trollstelle auf ihren Zustand untersucht werden .

Deutscher Neickstag
W .T .B . Berlin , 3 . Juli .

Eröffnung der Sitzung 2% ' Uhr . Das Haus tritt nach Er -
ledigung kleinerer Vorlagen in die
Weiterberatung des Haushalts des ReichsfinanzministeriumA
ein .

^ Abg. Dietrich -Baden ( Dem .) ist vom Verwaltungsstatut des
Lkinanziinnlsteriums nicht -befriedigt . Das Heer der Beamten
i» diesem Ministerium sei noch zu groß . Das zeige sich auchin den Ausgaben des Finanzministeriums , die heute um ein
Vielfaches höher seien als vor dem Kriege . Nach Ansichtder Demokraten seien der Apparat und die Kosten des
Finanzministeriums abstrichbedürftig . Die allgemeine Not -
wendigkeit , zu sparen , veranlasse besonders zu dieser Maß -
nähme . (Zustimmung links . ) Dann wendet sich der Redner
gegen die heutige Gesetzespraxis , die vielfach ad hoc gemachtwerde und den Bedürfnissen der Praxis nicht genüge , weil
die Gesetze so unklar seien , daß die Allgemeinheit mit
ihnen nicht viel anfangen könne . Nachdem das Reich die
Steuern übernommen habe , dürfe den Ländern im Jnter -
esse der auch auf diesem Gebiet erforderlichen Stabilität
nichts wieder davon gegeben werden . Aus dem vorliegen -
den statistischen Material könne man schließen , datz der
Branntweinverbrauch gegenüber der Vorkriegszeit zurückge -
gangen sei . Das sei aus finanziellen Gründen bedauerlich,aber aus bevölkerungspolitischen umso mehr zu begrüßen .

Reichsfinanzminister von Schlieben wendet sich zunächst
gegen den Vorwurf des demokratischen Redners , datz sein
Ministerium kein soziales Verständnis habe . Der Etat für1926 habe eine Gestaltung von 754 Millionen aufzuweisen .
Von diesem Betrag seien allein über 500 Millionen für
Matznahmen zugunsten der minderbemittelten Bevölkerung
bestimmt . Auch sei das Ministerium durch sein Eintreten
für die Ausdehnung des Kinderprivilegs und die Ver¬
besserungen in der Lohnsteuer den sozialen Notständen im
Rahmen des Möglichen gerecht geworden . Jedenfalls fei
in der Aufwertungsfrage , die den Reichstag ja in den nach-
sten Tagen beschäftigen werde , die Regierung besonders für
die Minderbemittelten eingetreten . An der Spitze aller Be -
strebungen müsse zurzeit aber stehen , den Etat jetzt und
in den koinmenden Jahren zu balanzieren . Der Apparat
des Finanzministeriums sei zwar sehr grotz , aber für die
Fülle der zu erledigenden Aufgaben noch nickst ver¬
kleinerungsfähig . Die Branntweinmonopolverwaltung sei ein
rechtes Sorgenkind der Reichsregierung . Eine durch -
greifende Reorganisation werde sich nicht vermeiden lassen .
Von den reichseigenen Betrieben zeigten namentlich die
deutschen Werke keinen befriedigenden Status . Die übrigen
Reichsbetriebe hätten sich .unter dein Dach der Fiag wohl
bewährt .

Abg . Rönneburg (D .) beantragt die Beratung des Etats
des Finanzministeriums abzubrechen und erst die dritte Be -
ratung des Gesetzentwurfes über die Aenderung der Pacht -
schutzordnung vom 9 . Juni 1920 vorzunehmen .

Mit den Stimmen der Linken und der Völkischen wird
dieser Antrag angenommen .

Abg . Dr . David ( <$ .) setzt sich für den sozialdemokratischen
Entwurf ein , der de» Pachtschuh verlängern will und sich
besonders für die kleinen Pächter und die Heuerlingpächter ,
die zur Arbeit für den Pachtherrn verpflichtet sind , einsetzt .

Abg . Hörnte lKomni .) weist die Auffassung zurück , das? die
Kommunisten die arbeitenden Kleinbauern enteignen wollten .

Abg . Logemann - Hannover ( D N . ) betont unter Bezug ?
nähme auf die vorliegenden Pachtschutzentwürfe der Demo -
traten und Sozialdemokraten , daß diese Parteien , wenn sie
schon eininal den Landwirten helfen wollten , inimer zu spät
kämen . Es müsse im Interesse von Pächtern und Verpächtern
der Pachtschutz abgebaut werden , damit das freie Spiel
der Kräfte einsetzen könne .

Abg . Dr . Gildemeister iD . Vpt . ) spricht sich ebenfalls für
den Abbau der Pachschntzgesetze aus . Datz man den Pacht -
vertrag mit dein Heuerling nicht eininal kündigen könne ,
wenn triftige Gründe dafür vorliegen , widerspreche jeder
Rechtsauffassung . Der Redner setzt sich für seine Ent -
schlietzung ein , die um Erwägungen der Reichsregiernng
darüber ersucht , ob das Verhältnis der Heuerlinge nicht
außerhalb der Pachtschutzordnung evtl . durch Landesgesetze
geregelt werden könne . lBeifall rechts .)

Abg . Weidenhöfer lVölk .) schließt sich den Ausführungen
des Vorredners an .

Abg . Ronneburg (Dem . ) setzt sich demgegenüber für den
Pachtschutz aller Verträge ein und bespricht seine Vorlage ,
die gekündigte Verträge nicht 2, sondern 5 Jahre fortsetzt und
ebenso bei Verträgen verfahren will , die ohne Kündigung
ablaufen .

Abg . Dr . David lSoz . ) hebt hervor , daß das Pachtschutz -
gesetz iiur um 2 Jahre verlängert werden solle . Irgend -
welche Durchbrechungen seien daher für diese kurze Zeit
nicht nötig . Sämtliche deutschen Pächterverbände hätten
aber ersucht , den Pachtschutz mindestens für die Uebergangs -
zeit von 2 Jahren aufrecht zu erhalten .

Damit schließt die allgemeine Ausspräche . In nament¬
licher Abstimmung wird ein völkischer Antrag , sämtliche
Pachtverträge aus der Schutzverordnung herauszunehmen , mit
890 gegen 23 Stimmen abgelehnt Bier Abgeordnete haben
sich der Stimme enthalten .

In einer weiteren namentlichen Abstimmung wird ein An -
trag der hinter der Regierung stehenden Parteien , der die
nach dem Inkrafttreten der Pachtsckmtzordnung abgeschlossenen
Pachtverträge nicht iinter den Schutz stellen will , i^ it 2 ! y
gegen 201 Stimmen bei 10 Enthaltungen abgelehnt . Dagegenwird in Uebereinstimulung mit dem Beschluß in zweiter
Losung beschlossen, daß Pachtverträge , auf die nach der
bisherigen Gesetzgebung die Pachtschutzordnung keine Anwen -
dnng gefunden hat , unberührt bleiben .

Die Schlußabstiinmung ergibt die Annabine der Novelle
im ganzen mit sehr großer Mehrheit .

Nächste Sitzung Freitag 2 .30 Uhr . Kleine Vorlagen ,
Kinanzetat . Schluß %.8 Uhr .

politische Neuigkeiten
Empfänge beim Reichspräsidenten

Reichspräsident v. Hindenburg empfing am Donnerstageine Vertretung des Bundes der Kinderreichen und nahmvon ihnen eine Darlegung der Ziele und Wünsche de$ Bun¬
des entgegen .

Ferner empfing der Reichspräsident eine Abordnung der
deutschen Liga der freien Wohlfahrtspflege . Graf Lerchenfeld
berichtete über den kürzlich erfolgten Zusammenschluß der
Verbände , die zusammengehend neben der Staats - und kom-
mnnalen Wohlfahrtspflege gemeinsame freie Wohlfahrtstä -
tigkeit ausüben und fördern wollen . Die Vertreter der Ver -
bände berichteten über die Tätigkeit der Verbände im einzel -
nen . Der Reichspräsident gab seiner Befriedigung über die-
sen einigenden Zusammenschluß und die gemeinsame Betä -
tigung Ausdruck und sprach seine Bereitwilligkeit zur Förde -
rung der Bestrebungen und seine besten Wünsche für die
künftigen Arbeiten der Liga aus .

Der Reichspräsident hat den Generalagenten für Repara -
tionszahlungen , Saynion Parker Gilbert , empfangen .

Der Haushaltsausfchutz des Reichstags
der sich zunächst mit dem Ergänzungsetat des Reichsministe¬
riums für die besetzten Gebiete beschäftigte , nahm einen An «
trag an , der die Erhöhung des Reichszuschusses für die Rhein »
land - Jahrtausendfeier auf 550 000 M . festsetzt. Angenommenwurde ferner eine Entschließung des Inhalts , von einer Rück-
Zahlung , der den Ausgewiesenen gewährten Darlehen fürKleider und Wäsche usw . nach Möglichkeit abzuseheu und je -
denfalls mit gebotener Schonung vorzugehen . Weitere An -
träge auf Genehmigung des Banproaramms für notwendig
gewordene Bauten , namentlich Ersatzbauten für stillgelegte
Wohngebäude usw . im besetzten Gebiet , wurden angenommen .Auf eine Frage erklärte Ministerialdirektor Miller , daß die
Frage der Anrechnung der Besatzungskosten durch das Sach¬
verständigengutachten und das Londoner Gutachten geregelt
sei . Danach würden alle Ausgaben , die durch Besetzung , alsodurch Kriegsausgaben entstehen , aus den Dawes -Aunuitäten
bestritten werde . Was Deutschland freiwillig leiste ,wäre natürlich nicht auf die Annuitäten anzurechnen .
Diese freiwilligen Ausgaben gehörten nicht zu den
reinem Besetzungskosten . Die Kosten für Beamte der
Reichsvermögensverwaltung würden nicht auf die Annuitä¬
ten angerechnet , da sonst die Verwaltung vermutlich beseitigtwerden müßte .

Aenderung des Muanzausgleichs
Der Steuerausschuß des Reichstages begann am Donners -

tag mit der ersten Lesung des Gesetzentwurfs über die Än -
derung des Finanzausgleichs zwischen Reich , Ländern und
Gemeinden .

Staatssekretär Papitz vom Reichsfinanzministerium führte dabei aus : Der Regierungsentwurf enthalte zwei grundsätz -
hche Probleme , die Frage der Vertcilungsquote ob dem
Steueraufkommen zwischen Reich , Ländern und Gemeinden ,und die Frage , ob die Steuern fernerhin vom Reich den Lüh -
deru und Gemeinden überwiese » werden sollen oder ob die
Länder und Gemeinden statt dessen ein Zuschlagsrecht erhalten
sollen . Was die Verteilungsguote betreffe , so müsse das Reichunter allen Umständen an seiner Beteiligung von 25 % am
Aufkomme » der Körperschaft ? - und der Einkommensteuer fest»halten . In der Frage , ob Überweisung ^ oder Zuschlagssy¬
stem , steht die Regierung auf dem Standpunkt , datz die Länder
und Gemeinden bei eigener Beschlußfassung über ihren Anteil
an der Einkommens - und Körperfchaftssteuer weit mehr zurSparsamkeit gezwungen seien als bisher . Daher sehe der
Entwurf das Zuschlagsrecht vor . Als Zeitpunkt des Jnkrast -
tretens sei der l , April 1920 in Aussicht genommen .

Wem , man von anderer Seite unter Hinweis auf die tech -
nischen Schwierigkeiten ein späteres Inkrafttreten des Ge¬
setzes wünsche , so müsse das Zuschlagsrecht als solches doch
schon jetzt gesetzlich festgelegt werden .

Abänderung des Rcichsversorgungsgesetzes
Dem Reichstag ist der Entwurf eines dritten Gesetzes zur

Abänderung des Reichsversorgungsgesetzes und anderer Ver -
sorgungsgesetze zugegangen . Nach dem Entwurf ist beabsich-
tigt , die Militärrente allgemein zu erhöhen unter besonderer
Berücks chtigmig der nicht im Erwerbsleben stehenden Beschä -
digten und der erwerbsfähigen Witwen (40 % statt bisher 30 %
der Vollrente ) . Darüber hinaus soll die Versorgung der .
Kriegseltern durch Einführung einer Elternbeihilfe eine we-
sentliche Verbesserung erfahren . Der Empfängerkreis für die
vom Bedürfnis abhängige Zusatzrente wird durch günstigere
Gestaltung der Einkomniensgrenzen erweitert werde » . Für
Beschädigte , die 1923 wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit
auf nur 20 % aus der Rente ausgeschieden sind , ist eine ein -
inalige Nachzahlung von 60 Reichsmark vorgesehen , wenn sie
nur geringe Einkommen haben . Auch für die früheren Ossi -
ziere und Kapitulanten bringt der Enrwurf Verbesserungen ,
z. B . eine Erhöhung der Verstümmelnngszulage für Offiziere
und Zuschläge zum Witwen - und Waisengöld für ihre Hinter¬
bliebenen sowie eine Erhöhung der Renten für die Kapitulanten
und eine günstigere Gestaltung der für sie geltenven Ruhege -
Haltsvorschriften .

Der Aufwertungsansschntz des Reichstags
beschäftigte sich mit der Frag « der Aufwertung von Spar «
kaffenguthaben . Nach längerer Debatte wurde der Kom»
promißvorschlag angenommen , wonach Sparkasse »guthabe »
mindestens mit 12^ Prozent aufgewertet werden sollen , und
zwar diejenigen Guthaben , die bis zum IS . Juni 1922 ein «
gelegt wurden .

Beim Kapitel Aufwertung von BermögenSanlagen 6««
stimmt die Kompromißvorlage , daß der Aufwertungsatz26 Prozent nicht übersteigen darf . Bei Ansprüchen bei
sellschaftsverträgen , aus Gutsüber ' assuugsverträgen , Aw
sprüchen unter Miterben , Ansprüchen aus den Beziehungen
Mischen unterhaltungsberechtigte » -verpflichteten Personen »
Ansprüchen auf wiederkehrende Leistungen , bei Abfindungen ,
Ueiberlaffungen usw . , Ansprüchen auf Entrichtung eineS
ErÄbauzinses bei Guthaben , bei Fabrik - und Werksparkassen ,
Ansprüchen an Betriebspensionskassen über Fälligkeit und
Verzinsung , soll das Gericht nach billigem Ermessen ent «
scheiden können . Der Antrag des Abg . Leber , auch die An «
sprüche aus den Erbpachtverträgen mit 25 Prozent auszu¬
werten , wurde abgelehnt . Nach der Fassung der Kompromiß -
Parteien sollen sonstige Einlagen des Arbeitnehmers beim
Arbeitgeber durch Gericht daraufhin geprüft werden , ob sie
Vermögjensanlagen sind und daher mit 25 Prozent aufzu¬
werten sind , oder ob sie Ansprüche aus gegenseitigen Verträ -
gen oder Versorgungsansprüche usw . sind . Ein sozialdemo¬
kratischer Antrag der schon im Gesetz positiv festlegen soll»
daß im vorerwähnten Falle eine höhere Aufwertung statt --
finden soll , wurde abgelehnt . Ebenso ein Antrag der Jen «
trumSpartei , wonach im Gesetz festzulegen ist , daß be»
Arbeitern und Angestellten , die bei ihrem Arbeitgeber ver -
sichert sind , die Versicherung als Leistung aus dem Dienst -
vertrag geltend >und dementsprechend höher aufgewertet
werden müsse .

Die deutsch-französischen Zollverhandlungen
Die von der französischen Handelsvertragsdelegation a,uS«

gearbeiteten neuen Vorschläge sind am Donnerstag nach »
mittag im Verlauf einer 2^ ,stündigen Besprechung von dem
französischen Handelsminister Chaumet dem Staatssekretär
Trendelenburg bekanntgegeben worden . Im Anschluß daran
hat ein neuer Meinungsaustausch zwischen beiden Dele «
gationschefs stattgefunden , in dessen Verlauf die strittigen
Tarifpositionen Punkt für Punkt durchgesprochen worden
sind . Für einige Warengruppen soll nach der an amtlicher
franzKsischer Stelle gegebenen Darstellung eine Verstau -
digung erzielt worden sein , über andere soll der Meinungs¬
austausch sortgesetzt werden . Von französischer Seite wird
vor allem ein « weitere Ermäßigung der Tarife für Weine ,
Parfümerien , Seife , Textilwaren und Blume » gefordert , von
deutscher Seite eine Herabsetzung der in Aussicht _ genom¬
menen französischen Prohibitivzölle , insbesondere für Ma »
schinen , fii-r die Erzeugnisse der elektrischen und der
chemischen Industrie .

Gegenmaßnahmen gegen die polnischen
Einfuhrverbote

Zu beginn des Reichsrat - Sitzung wurde der Gesetzentwurf
über den Freundschafts - , Handels - und Konsularvertrag zwi «
scheu Deutschland und den Vereinigten Staaten angenommen ,
unter einem Vorbehalt hinsichtlich der Küstenschiffahrt . So »
dann nahm der Reichsrat eine Verordnung über Zollände «
ruugen hinsichtlich der Boden - und Gewerserzeuguisse Pol «
nischen Ursprungs an . Diese Verordnung ist die Gegenmaß -
nähme zu der Verordnung der polnischen Regierung vom
20 . Juni über Einfuhrverbote der meisten deutschen Ausfuhr »
erzeugnisse . Die bestehenden allgemeinen Ausfuhrverbot «
werden Polen gegenüber ausnahmslos ausgeführt werden ,
Dazu sollen neue Einfuhrverbote treten . Ferner werden füi?
eine Gruppe von Waren polnischen Ursprungs , die für die
polnische Ausfuhr nach Deutfchlaud von besonderer Bedeutung
sind , Zollsätze in einer prohibitiv wirkenden Weise erhoben
werden , die am 6. Juli in Kraft treten .

Reichstagsuntersuchuugsausschutz für die
Barmataffäre

Zu Beginn der Donnerstag - Sitzuug teilte der Vorsitzende ^
Abg . Sänger , mit , daß eine Beendigung der Verhandlungen
vor den Ferien nicht möglich sein werde , da die Einsicht »
nähme in die Strafakten Lange -Hegermanns erforderlich
sei . — Abg . Lange - Hegermann bittet , für heute entladen zu
werden , da er schon seit längerer Zeit an Herzbeschwerden
leide . Er stehe aber jederzeit wieder zur Verfügung . — Vor «
sitzender Sänger Sie sind für heute entlassen . Ihre Verneh «
mung ist jiber nur unterbrochen .

Nun wird Ministerialrat Münzmann vom Postministerium
vernommen , der aussagt , daß er erfahren habe , daß durch die
Girozentrale ein Kredit von 2 Millionen Mark bewilligt wor -
den sei . Die Post konnte mit dem Zurückerhält ihres Geldes
rechnen . Der Abg . Lange -Hegermann soi bei den VerHand »
lungen niemals zugegen gewesen . — Damit ist die Verneh »
mung der Zeugen beendet .

Ob noch vor den Ferien Julius Barnrat vernommen wer »
den kann , hängt vom Gesundheitszustand Barmats ab .

iLrökknungsvorstellung der Miener
Gperettc im Ikonzertbaus

Die Operettenproduktion sinkt tiefer und tiefer ? so daß von
einem künstlerischen Wert nicht mehr gut geredet werden
kann . Darüber sind sich alle ernsthafte Beurteiler einig . Da
aber uns allen der Mut fehlt , die Folgerung dieser tlberzeu -
gung zu ziehen , möchten wir auch ans praktischen Gründen
wenigstens de » äußeren Schein beibebalteu , als ob es immer
noch hochwertige Ware am Operetteninarkr gäbe . Wir ver¬
langen eine künstlerische Darstellung , trotzdem wir innerlich
übereinstimmend der Meinung sind , daß diese leichte Muse
verstorben ist, ehe sie kaum wieder (mit Lehar 's „ Lustige
Witwe " ) aufgeblüht war . Diese Fiktion einer künstlerischen
Scheinexistenz bat also zur Folge , daß wir nicht mehr an
die Operette , selbst — durch die dekadente Entwicklung ist ja
aller Glaube an sie entschwunden — , wohl aber an ihre In -
terpreten gewisse künstlerische Forderungen stellen . Man
bemüht sich , durch eine » günstigen « inneseindruck des Ge -
schauten die Gattung gewissermaßen zu rehabilitieren , man
beaufipucht von der individuellen Reizwirkung der Austreten -
den alles , von der Operette als solcher nichts .

Auf diesen widerspruchsvollen Zusammenhang hinzudeuten ,
bietet die Eröffnungsvorstellung der Wiener Operette wieder
einmal Anlaß , die im Konzertbaus unter der Leitung von
Dr . Hub . Rauhe und Jg . Brantuer soeben ihr zweimonat -
liches sommerliches Gastspiel mit Jean Gilbert s „Weib im
Purpur " begonnen hat . Eine Wiener Truppe ist zweifellos ,
selbst wenn die Geburtsscheine mancher Angehörigen _ einer
diesbezüglichen Nachprüfung nicht ganz standhalten sollten ,
die legitimere Nachfolgerin der .guten klassischem Operetten -
kuust als ihre diversen Vorgänger , die in den letzten fahren
zum gleichen Zweck das KonzerthauS bevölkerten . Auch in
Einzelleitungen scheint sie Besseres zu versprechen , daS Ge -
fanAbild bleibt freilich ebenfalls noch relativ und läßt im kri -

tischen Gehirn des Wahrnehmenden vorläufig noch keine enlw
gültigen Schlüsse zu . Das Beste , was der Abend brachte , war
immerhin die Bekanntschaft mit Willy Stadler , einem echten
Wiener Komiker , der mit wohlgemesseuer Spannung seinen
urwüchsigen Humor verteilt und sein Beobachtungsf ld in detz
Tat stärker im Witzigen denn im Zotigen hat . Ihn wird man
in Zukunft stets gerne wieder begegnen , ebenso Inge von
Heer , einer lockend -verführerischen Katharina (II ., die auch
recht hübsch zu >i» ge » weiß . Überhaupt scheint der weiblich »
Toi ! des Ensembles der bessere , feschere , wienerisch echter ?.
Wie sich Bilma u. Damario ( Gräfin Stanzt ) und Dorrit
Reiter (Hofdame ) einführten , leuchtet zumindest fehr ein und
läßt von der Operette ^ sofern sie eine Erfrischungsstätte des
Graziöös - <- pielc,rischen sein will , Gutes erwarte »». Weniger g«»
fiel mir Willi Wahle als Leutnant Michael Michailowitsch ,
Von den Übrigen seien noch genannt Karl Pistorius , Ha « ?
Tknll , Ad. Tchleiffer undTomy Czap . Der Chor ist einstweilen
noch ziemlich unsicher , hier wird Kapellmeister Willi Hein ?
erhebliche Arbeit leisten müssen , im ganzen ordentlich hielt
sich das Orchester , soweit die armselige Musik ihm überhaupt
ein stärkeres Hervortreten gestattete .

Über Stoff und Handlung , die eine der bekannten Liebes »
episoten aus dem Leben der russische» Zarin benutze ^
braucht man sich hier nicht verbreiten . Die Aufmachung mjl
neuen Dekorationen Heinrich Geistreiters und neuen Kostaj »
men Josef Bausch ' s war nicht sehr üppig , aber doch zusammen
mit der Regie Willy Stadlers geschmackvoll. Russische».
Milieu war allerdings kaum zu spüren . Zu beanstanden wärt
weiterhin , daß auf dem unübersichtlich gedruckten Theaters
zettel jede Angabe über die Dreizahl der Akte fehlte . Dach
Publikum halte von dein - Auftakt der Sommeroperette nmt
in spärlicher Zahl Nctiz genommen , doch kam es bald ttt
Stimmung , erzwang einige Wiederholungen und kargte auH
sonst nicht mit Beifall . H . Sch ,



Gor der Kündigung des deutsch -spanischen
Handelsvertrages

Nach der am 21. Juni erfolgten Ratifikation des deutsch»
spanischen Handelsvertrages ist die Reichsregierung entgegen
ihrer bei der Beratung des Vertrages im Reichstag abgege¬
benen Erklärung an die spanische Regierung herangetreten ,
um sofort neue Berhandlungen über Abänderung der im
Reichstag beanstandeten Erhöhungen einzuleiten . Die spa -
nifche Regierung hat sich zu Verhandlungen bereit erklärt .
Die deutsche Delegation , die aus Vertretern der Mnisterien
besteht , ist unter Führung des früheren bayerischen Minister «
Präsidenten Grafen Lerchenfeld -Köfering nach Madrid abge -
reist . Einige Vertreter des Weinbaues und des WeinhandelS
schließen sich der Delegation als Sachverständige an .

Räch einer noch unbestätigten Berliner Blättermeldung ,
hat das Reichskabinett Luther dem Verlangen der deutschna -
tionalen Fraktion stattgegeben und wird schon in den nächsten
Tagen die Kündigung des deutsch - spanischen Handelsvertrages
aussprechen lasse» .

Beratungen über die deutsche Luftfahrt
Wie von unterrichteter Seite verlautet , hat das Reichsver -

kehrsministerium die Beratung der neuen Note der Botschaf -
terkonferenz über eine weitere Beschränkung der deutschen
Luftfahrt auf breitester Grundlage und unter Heranziehung
aller an der deutschen Luftfahrt interessierten Bevölkerungs -
kreise in Aussicht genommen . Zu diesem Zwecke ist der Bei -
rat für Luftfahrtwesen für Donnerstag , den 16. Juli zu einer
Sitzung im Reichsverkehrsministerium einberufen worden .
Der Beirat setzt sich zusammen aus Vertretern der einschlä¬
gigen Industrie , der LuftvcrkehrSunternehmen , der Wissen -
schaft , des Sport - und Vereinswesens , des Deutschen Städte -
tages und der Flughäfen -Interessenten , sowie aus Vertretern
der Arbeitgeber , aus den Kreisen der Arbeitnehmer , aus den
Kreisen der Flugzeugführer , Monteure , Werkmeister und der
Arbeiterschaft . Zu der Sitzung sind ferner Beauftragte der
mitbeteiligten Reichsministerien und der einzelnen Landes -
rcgierungen eingeladen . Außerdem ist der Geh : Regierungs -
rat Prof . Dr . Schreiber , Leiter des Instituts für Luftrecht
an der Albertus -Universität in Königsberg , als Sachverstän -
diger um Teilnahme an der Sitzung gebeten worden .
Stuttgarter KommunistenHochverratsprozetz
An zweitägiger Verhandlung hatten sich vor dem süd -

deutschen Senat in Leipzig des Staatsgerichtshofes zum
Schutze der Republik wegen Beihilfe zum Hochverrat und
Vergehen gegen das Republikschutzgesetz drei württembergische
Kommunisten , der Reisende Fridolin Wunsch , der Maler
Eugen Sannewald und der Student Trinus , alle aus Stutt¬
gart , zu verantworten . Gegen den Letztgenannten wurde
das Versahren abgetrennt , weil noch besondere Zeugen der -
hört werden sollen . Wunsch war Ende Oktober 1923 bis Juli
1924 Unterbezjirs -Terror - und Nachrichten -Lei ter des Kreises
Südwest und unter dem Namen Michel aufgetreten . Alle
Schriftstücke , die von ihm an die einzelnen Bezirke und an
die Zentrale gesandt wurden , waren mit Michel unterzeichnet .
Sannewald war unter dem Namen Eck Waffen - und Muni -
tionsbeschasfungsobmann in Südwest . Das Urteil lautete
gegen Wunsch auf zwei Jahre Gefängnis und 299 M . Geld¬
strafe , gegen Sannewald auf 1 % Jahre Gefängnis und
169 M , Geldstrafe . Die Geldstrafen , sowie 13 Monate , bezw .
ein Jahr von den Freiheitsstrafen sind durch die Untersu -
chungshaft als verbüßt erkannt worden .

Die Schuldner Englands
Wie der amtliche englische Funkdienst meldet , hat die eng -

tische Regierung in den letzten Tagen Frankreich , Italien »Portugal , Serbien , Rumänien und Griechenland je eine Note
zur Frage der Kriegsschulden überreichen lassen . Wie ver »
lautet , bilden diese Mitteilungen keine Mahnung , sondern nur
die Aufforderung an die Schuldnerstaaten , den Zeitpunkt
über den Beginn der Verhandlungen über die Regelung der
Schulden anzugeben . Die Haltung der englischen Regierung
in der Schuldenfrage sei in dem Schreiben des Schatzkanzlers
Churchill an die französische Regierung vom ö. Februar 1925
niedergelegt . Es wird darauf hingewiesen , daß England auf
Grund des Schuldenkonsolidierungsabkommens mit den Ver -
«inigten Staaten bereits mehr als 89 Millionen Pfund ge-
zahlt hat , ohne bisher von seinen Schuldnern Barleistungen
empfangen zu haben . Im Interesse der englischen Steuer -
»ahler halte sich die englische Regierung unter diesen Um -
ständen für berechtigt , auf die Erledigung der Angelegenheit
zu dringen .

London, 3. Juli . Alle Blätter geben ausführlich die Erwi -
derung Tschitscherins auf die Red « Lord Mrkenheads vom
letzten Samstag wieder . Es bestehe Grund zu der Annahme ,
daß die Tür zu Verhandlungen offen stehe, und daß auf feiten
Rußlands der Wunsch vorhanden sei, zu einem Übereinkom -
men zu gelangen . Beide Länder seien daran interessiert , daß
fich die gegenseitigen Beziehungen nicht verschlechterten .

London, 3 . Juli . Der Washingtoner Berichterstatter der
. Times " schreibt , die amerikanische Regierung scheine der
Ansicht zu sein , daß die SJoge in China nur durch ein Kom -
promiß gelöst werden könne, da es später, wenn die Unruhen
und fremdenfeindliche Propaganda sich immer weiter aus »
breiteten , es vielleicht zu spät dazu sein werde .

von der Regierungsbildung in Preußen . Wie aus parla -
mentarischen Kreisen verlautet , fanden am Donnerstag zur
Frage der Regierungsbildung in Preußen Besprechungen zwi -
scheu Vertretern des Zentrums , der Demokraten und der
Sozialdemokraten statt . Es wurde zum Ausdruck gebracht,
daß die Weiterbehandlung der Frage bis zum Herbst zu ver-
tagen sei , wenn sich die Deutsche Bolkspartei nicht bis
dahin schlüssig mache , zur Politik der Großen Koalition zurück -
zukehren .

Rückkehr des Holland - Berkehrs auf deutsche Linien . Eine
hr erfreuliche Beobachtung ist, daß mit diesem Sommer der"

ändische Verkehr in der Nord -Süd -Richtung am Rhein
entlang sich wieder mehr und mehr auf die deutfchen Linien
zurückfindet , die er in früheren Jahren schon bevorzugt hat .
Es machen sich hierbei sicherlich die Bemühungen der Reichs -
bahn in der Auswirkung geltend , nach der Aufhebung der
Regiebahnen im besetzten Gebiet das Ihre zu tun , um durch
Schaffung günstig liegender und rasch fahrender Verbindungendem Hollandverkehr wieder genügenden Anreiz zu bieten ge-
gen den Konkurrenzlinien durch Belgien -Luxemburg - Elfaß .

Deutschlands Aufnahme in den Eifenbahnkongreh . Der in
London tagende internationale Eisenbahnkongreß beschloß ,
Deutschland wieder als Mitglied auszunehmen , wenn es ein
Mmelles Ersuchen in diesem Sinne stellen sollte . Ein von
Rußland eingegangenes Ersuchen um Wiederaufnahme wurde
abgelehnt mit der Begründung , daß die Lage in Rußland ,besonders hinsichtlich der Eisenbahnen , nicht stabil genug sei,wn die Wiederaufnahme zu rechtfertigen .

Eine Nachtluftverbindung . Ab 1 . Juli wird vom Deut -
Aen Arolloyd probeweise eine Nachtluftverbindung Berlin -
Hamburg eröffnet , die vorerst nur der Postbeförderung dienen
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Die holländischen Wahlen
Die weiteren Wakilresultate bestätigen den demokratischen

Sieg . Den stärksten Stimmenzuwachs , weit über die zehn -
prozentige Zunahme der Wählerschaft hinausgehend , er »
zielten die Sozialdemokraten , dann die Freifinnig -Demo -
traten . Die klerikalen Parteien behaupteten ihre alten
Stimmzahlen . Ebenso ist der konservative Freiheitsbund , oje
Faszisten und Halbfaszisten , vollständig geschlagen .
Die Stimme Asiens zur weltpolitischen Lage

Im Juniheft der „Zeitschrift der Gcopolitik ", Kurt Vowink -
kel Verlag , äußert sich Agnes tomedlet ), eine Vertraute des
soeben verstorbenen Swarajistenfübrers C. R . Das , in einem
Aufsatz über : „Indien als entscheidender Faktor der Welt -
Politik" hierzu folgendermaßen : »England und Amerika be-
reiten die endgültige Bezwingung Asiens vor . In ihrer Be -

!
orguis , das Spiel nicht allein gewinnen zu können , werben
ic Deutsche und Söldner für ihre Pläne an . Sie sprechen

von der »Asiatische» Invasion "
, aber sie vergessen von der

„Europäischen Invasion " zu spreche» , die sich durch vier Jahr -
hunderte gezogen hat und jede Weltkatastrophe heraufbe -
schworen hat . <sie sprechen von der »Gelben Gefahr "

, aber
sie vergessen das „ Weiße Verhängnis "

zu erwähnen , das
Asiens große Kulturen zerstört hat und Indien , eine der
größten , als Opfer verzweifelter Armut , Seuchen und Be -
täubungsmittel zurückgelassen hat . Es schmeichelt den Revan -
chegedanken vieler Deutscher , daß ihnen sich eine Gelegenheit
zum Kampfe mit Frankreich bietet ; aber wären die Deutsche
weise , so würden sie bedenken , wie Indien , «in Land von der
Größe Europas , unterworfen wurde dadurch , daß ein Volk
gegen das andere ausgespielt wurde . Wenn Deutschland sich
England und Amerika anschließt , so wird es ein Fußball
dieser Mächte bleiben . Sollte es aber sein Schicksal an das
Asiens binden , so steht ihm eine große Zukunft bevor . Denn
Deutschland ist durch seine hohe Bildungsstufe und seine In -
dustrielle Fortgeschrittenheit dazu ausersehen , Asien seine
technische Schulung und sein Wissen mitzuteilen , um im Aus -
tausch Asiens Rohprodukte zu empfangen . Aber nur in
Freundschaft und Zusammenarbeiten können Asten und
Deutschland fich begegnen , nicht aber im Verhältnis des Uber -
'legenen zum Untergeordneten . Rur auf einer solchen Basis
kann Deutschland sich mit Asien in dem Versuch einen , eine
Lösung der Menfchheitsprobleme anzubahnen . In dem kom-
Menden Kampfe aber , der so gewiß ist , wie die Reiche Eng -
lands und Amerikas Realitäten sind, wird Deutschland vor
der schicksalhaften Wahl stehen , sich entweder ven Mächten
der Unterdrückung und der Verheerung menschlicher Kultur
anzuschließen — oder sich zu den Kräften zu bekennen , die
für den Fortschritt der Menschheit und Freiheit wirken ! "

Ikurze Oackricliten
Das Reichskabinett zur außenpolitischen Lage . Das Reichs -

kabinett setzte Donnerstag nachmittag die Beratungen über
die außenpolitische Lage fort . Der Reichsaußenminister Dr .
Strefemann berichtete über den Stand der Vorarbeiten für
d?e Beantwortung der französischen Sicherheitsnote . Uber
die Grundlagen der Antwort besteht Einverständnis . Die
Vorlegung des Entwurfs im Kabinett ist ehestens zu er -
warten .

Der sächsische Landtag nahm einen kommunistischen Antrag
auf Aufhebung des Staatsgerichtshofes in Leipzig einstimmig
an . Im weiteren Verlaufe der Sitzung wurde em von deutsch-
nationaler Seite eingebrachter und begründeter Mißtrauens -
antrag gegen die Stimmen der Deutschnationalen , Kommu -
nisten und Linkssozialisten abgelehnt .

Gefängnisarbeit und Gewerbe . Die Zentrumsfraktion des
Reichstages fordert in einer Interpellation , die auf den Er -
laß des Präsidenten des Strafvollzugsamtes hinweist , von der
Reichsregierung Maßnahmen , das freie Gewerbe vor den
schweren Schädigungen durch die Gefängnisarbeit zu be-
wahren .

Todesurteil gegen die deutschen Studenten . Der Oberste
Gerichtshof hat nach 5^ stündiger Beratung die deutschen
Studenten Kindermann , Moischt und Dittmar zum Tode ver -
urteilt . Gegen das Urteil kann Berufung nicht eingelegt
werden . Das Urteil ist endgültig . Den Verurteilten steht
jedoch das Recht zu , innerhalb einer Frist von 72 Stunden
nach Einhändigung des Urteils ein Gnadengesuch beim Zen -
tral -Exekutivkomitee der Sowjetunion einzureichen .

Zuchthausstrafe für einen völkischen Führer . Der frühere
Geschäftsführer des »Völkischen Kurier "

, Ehronsperger , der
in einem Beleidigungsprozeß unter Eid bestritten hatte , ein
gegen Hitler gerichtetes Flugblatt verfaßt zu haben , wurde ,
nachdem sich die Unrichtigkeit dieser Aussage herausgestellt
hatte , vom Schwurgericht München wegen dieses und eines
anderen Meineids zu 3 ^ . Jahren Zuchthaus und fünf Jahren
Ehrverust verurteilt .

Aus der Holzindustrie . Nach den Meldungen haben fast
alle Lohnbezirke der deutschen Holzindustrie den in der vori -
gen Woche im Reichsarbeitsministerium getroffenen Berein -
barnngen zugestimmt . In bissen Bezirken ist zum Teil schon
die Arbeit wieder ausgenommen worden . Auch Thüringen ,
das ursprünglich sich ablehnend verhielt , ist nachträglich den
Vereinbarungen beigetreten . In Schleswig -Holsteip ist die
Lage noch ungeklärt . ,

Tagung der süddeutschen Landwirtschaftskammern . In
Wiesbaden sind die süddeutschen Landwirtschaftskammern zu
einer Tagung zusammengetreten . Zur Beratung stehen die
Fragen des Zolltarifs und der Steuern .

Lohnkonflikt im Kohlengrotzhandrl. Im Berliner Kohlen -
großhandel brach ein ernster Lohnkonflikt aus . Der vom
Schlichtungsaijsschu ^ gefällte Schiedsspruch wurde von den Ar -
beitnehmern abgelehnt . Am Samstag findet eine Absti »v
mung über einen etwaigen Streik statt.

Rachtsitzung im englischen Unterhaus . Die Debatte über
den Pensionsgesetzentwurf wurde während der ganzen Nacht
fortgesetzt . Das ganze Haus vertagte fich erst um 7 Uhr
Mittwoch srüh . Mehr als 299 Abgeordnet « waren während
der ganzen Sitzung anwesend . Bei der Abstimmung , die um
5 Uhr früh stattfand , stimmten 137 Abgeordnete für die Re -
gierungsvorlage und 77 dagegen .

Aus dem portugiesischen Kabinett . Der neue KriegSmini -
ster und der Minister fiür öffentliche Arbeiten sind bereits
wieder zurückgetreten . Sie sollen noch heute ersetzt werden ,
damit der Ministerpräsident die Kabinettsmitglieder dem
Präfidenten der Republik vorstellen kann .

Der französische Vertreter für die Marokko- Verhandlungen ,
Malvh , ist in Madrid eingetroffen und hat sofort mit General
Primo de Rivera eine längere Unterredung gehabt . Am
Schluß dieser Unterhaltung hat Malvy Journalisten erklärt ,
daß die bisher erzielte Verständigung auf der Konferenz bei -
derfeits gebilligt worden sei. Di « Arbeiten der Konferenz
würden in etwa 8 Tagen zu Ende sein . General Primo de
Rivera hat fich über die Ergebnisse der Konferenz gleichfalls
optimistisch geäußert .

Kranzösische Propaganda . Der ehemalige Kabinetts ^ ,Herriots , Vergery , hat den Auftrag erhalten , in Newyork

c» ■» r^ ' ET und seine Politik II ,Amerika zu schaffen . D,e Mission Bergerys soll jedoch ein «
zeitliche sein , da er sich vorerst nur für drei Monate nachAmerika begeben wird .

Zwei Vertrauensvoten . Die belgische Kammer hat demMinisterium Poullet mit 123 gegen 37 Stimmen bei 15 Ent¬haltungen das Vertrauen ausgesprochen . — Der französisch «Senat sprach der Regierung das Vertrauen au -̂ und billigt «ihre Haltung in Marokko , und zwar einstimmig mit 290Stimmen .
« ulkanausbruch . Wie aus Bogota gemeldet wird, ist de«Vulkan Galeras in Tätigkeit getreten . Große Flammen schla-

gen aus dem Krater empor . Die Verbindung mit La FloridaSonsaca ist unterbrochen . Man befürchtet -
, daß die Stad «zerstört ist.

Baclisci &er Teil
Ausnahme in das Staatstechnitum zum

Winterhalbjahr 1925/36
Nach einer Bekanntmachung im Amtsblatt des Minister »

ums des Kultus und Unterrichts sind Anmeldungen zum Bw
such des Staatstechnikums im bevorstehenden Winterhalbjah <
spätestens bis zum IS . Juli 1925 an die Direktion der Anstalt
(Karlsruhe , Moltkeftr . 9) schriftlich zu richten . Später ein «
laufende Gesuche können nicht mehr berücksichtigt werden ,Vordrucke zur Anmeldung werden auf Verlange » kostenlos
abgegeben .

Die Zulassungsbedingungeu für den Eintritt in die un -
terste Klasse der Hochbau -, Tiefbau - , Maschinenbau - und der
elektrotechnischen Abteilung sowie für den Lehrgang zur Aus «
bildung von Vermessungstechnikern sind :

a ) Zurückleguiig des 16. Lebensjahres ,
b ) abgeschlossene Volksschulbildung oder ~ der erfolgreich «

Besuch der 4 . Klasse einer Höheren Lehranstalt ( Gyma ,
fium , Realgymnasium , Oberrealschule oder dergleichen ) ,

c ) Nachweis über den erfolgreichen Besuch einer dreiklassigey
Gewerbeschule ; ausnahmsweise werden auch Schülej
einer gewerblichen Fortbildungsschule zugelassen ,

ll ) zweijährige ! praktische Tätigkeit ,
e) Nachweis über unbescholtenen Leumund ,
k) Bestehen der Aufnahmeprüfung .

Aufnahmesuchende , die das Abgangszeugnis einer sechs«
klassigen Höheren Lehranstalt besitzen oder die Untersekunda
einer neunklassigen Höheren Lehranstalt mit Erfolg zurückge«
legt haben , können sich einer Prüfung zum Nachweis ihre «
Reife für den Eintritt in die zweite Klasse unterziehen .

Die Aufnahme - und Nachprüfungen finden am 12 . und 13,
Oktober 1925 statt . Die zur Aufnahmeprüfung Zugelassenen
werden besonders benachrichtigt . Die Ausnahme erfolgt nach
Maßgabe der verfügbaren Plätze . Bei dem großen Andrang
zu einzelnen Abteilungen muß mit Zurückstellungen auch bei
Erfüllung sämtlicher Zulassungsbedingungen gerechnet wer «
den . Anfrageschreiben zur Erlangung weiterer Auskünfte
ist Rückporto beizufügen .

Handel mit Tierheilmittel
Das in verschiedenen Bezirken des Landes als Heil - und

Vorbeugungsmittel gegen Maul - und Klauenseuche angeprie »
sene und vertriebene Mittel „ Seuchenheil " der Firma „ Phar «
maka " in Karlsruhe , von dem übrigens — einem Gutachten !
des Reichsgesundheitsamtes zufolge — weder nennenswert «
Heilerfolge noch die nachgerühmte Wirksamkeit zur Verhütung
der Seuche erwartet werden dürfen , ist als Zubereitung im!
Sinne der Ziffer 5 des Verzeichnisses A der Verordnung vom!
22 . Oktober 1991 betr . den Verkehr mit Arzneimitteln anzu «
sehen . Das Mittel darf daher außerhalb der Apotheken altz
Heilmittel nicht feilgehalten oder verkauft und auch nicht öf ->
fentlich zum Verkauf angekündigt oder angepriesen werden ,
Zuwiderhandlungen sind strafbar .

Unterhaltnngs -Rundsunk und Urlaub
Die Reisezeit ist gekommen . Viele Fuukfreunde möchtenwohl ihr Empfangsgerät mitnehmen , allein sie fürchten

Schwierigkeiten , Weiterungen und sogar neue Kosten .
In derartigen Fällen ist lediglich zu beachten : Wer sein «

Empfangsanlage zeitweise verlegen , also während des Ur «laubs an einer anderen Stelle zu errichten wünscht , mußseine Genehmigungsurkunde mit sich führen ; einer neue » ode«
besonderen Genehmigung bedarf es nicht. Es genügt , wenn
man an seinem Urlaubsort der zuständige » Postanstalt hier «
von Mitteilung macht .

Kommt an dem neuen Aufenthaltsort die Errichtung eine «
Hochantenne in Frage , so ist es ratsam , sich zuvor zu verge .
wissern , ob an dem Orte etwa besondere ortspolizeiliche Vor¬
schriften für den Bau solcher Antennen bestehen . Jnsbefon »dere werden etwa bestehende ortspolizeiliche Vorschriften zqbeachten sein .

In das besetzte Gebiet dürfen die Apparate nicht mitge «nommen werden .

Ein «euer Ersolg des Vereins Badischer
Pflanzenzüchter

Die Saatgutanstalt der Bad . Landwirtschastskammer in
Rastatt hat anläßlich der 31. Wanderausstellung der Deut »
schen Landwirtfchast - Gefellschaft in Stuttgart neben vielen
anderen Zuchtproben auch ihre beiden badischen Maissorten
ausgestellt , den gelben badische» und den weißen Kaiser -
stühler Landmais mit ihren großen Kolben und dem regel «
mäßigen Körneransatz , die beide lebhafte Anerkennung fanden .
Viele Besucher aus Nord - und Nordostdeutschland gaben ihr «
Auffassung dazu kund , daß sich diese beiden Sorten in Gegen »
den , wo andere nicht mehr reif werden , noch gut zur Körner «
gewinnung eignen . Bei dem Preiswettbcwerb , zu dem sich
die bedeutendsten deutschen Maiszüchter angemeldet hatten »
wurden die beiden badischen Torten mit dem ersten Preis
der Deutschen Landwirtschafts - Gesellschaft (silberne Max
Eyth - Medaille ) und dem Ehrenpreis de« preußischen Staats «
Ministeriums ausgezeichet.



Aus der Landeshauptstadt
Zu Ehren des Weihbischofs Dr . Wilh . Bürger » der seit

mehreren Tagen hierweilt , um daS Sakrament der Firmung
zu spenden , fand gestern abend in der Festhalle ein Begrtt -
tzungsabend durch die katholische Bevölkerung statt , an dem
u . a . auch die Minister Trunk , Dr . Köhler und Landtags -
Präsident Dr . Baumgartner teilnahmen . Der grobe Saal war
vollbesetzt . Es sprachen Dr . Baumgartner , der Weihbischof
und Stadtdekan Geistl . Rat Dr . Stumpf .

Eine Stiftung für die Badische Landesbibliothek . Der lite -
rarische Nachlaß Hermine Villingers ist durch ihre Freundin
und Beraterin Anna Attlinger an die Badische Landesbiblio -
thek Karlsruhe übergegangen . In ihm finden sich zahlreiche
gedruckte und unbekannte Manuskripte zu Erzählungen und
Romanen .

Flugpost . Das Postamt 2 (am Bahnhof ) unterhält mit den
hier abgehenden Flugzeugen unmittelbare Luftpostverbindun -
gen nach folgenden Orten : Stuttgart , Leipzig , Berlin ; Schluß »
zeit beim Postamt 2 8,5 v .. Abfahrt des Flugzeuges 8,55 v„
Ankunft 9,30 v ., 12,45 ti . und 2,30 n . Frankfurt (Main ),
Dortmund , Bremen , Hamburg ? Schlußzeit beim Hauptpost -
amt 3,50 v . , beim Postamt 2 9,30 v . ; Abfahrt dos Fluzzeuges
10,20 V., Ankunft 11,30 v . . 1,15 it . , 3,0 n . und 4,0 n . ; Stutt -
gart , München ; Schlußzeit beim Hauptpostamt 2,15 n . , beim
Postamt 2 um 3,35 n . °

, Abfahrt des Flugzeuges 4,25 n,, An¬
kunft 5,0 und 6,45 n . Die mit Flugpost zu befördernden
Brief -Sendungen können auch in den auf dem Flugplatz an -
gebrachten Briefkasten gelegt werden , der kurz vor Abgang
der Flugzeuge geleert wird . Luftpostsendungen , die fiür die
Umgebung der obengenannten Städte ot>er für aridere über die
Luftpostanstalt hinaus liegende Orte bestiinmt sind , werden
mit den schnellsten Beförderungsgelegenheiten (anschließenden
Bahnposten usw . ) weiterbefördert . Außer den gewöhnlichen
Gebühren ist für die Luftpostsendungen eine Zuschlagsgcbühr
zu entrichten ; diese beträgt nach inländischen Orten : für Post -
karten und Briefsendungen bis 20 Gramm 10 Pfg . , für Brief -
sendungen über 20 bis 50 Gramm 20 Pfg ., über 50—100
Gramm 40 Pfg . , über 100—250 Gramm 1 RM . ; für Pakete
bis 1 Kilogr . 3 RM ., darüber für jedes angefangene halbe
Kilogr . 1 RM . Über die Gebührensätze für schwerere Brief -
sendungen und Zeitungen , über die bestehenden Anschlüsse nach
dem Auslände , sowie aiber alle sonstigen Fragen des Lustpost -
Verkehrs geben die Nostämter 1 und 2 Auskunft .

Der Umbau des Marktplatzes . Der Stadtrat hat dem Bür -
gerausschuß die Vorlage über den Umbau des Marktplatzes
einschließlich der Errichtung einer unterirdischen Bedürfnis -
ansialt daselbst nach den vom städt. Tiefbauaml ausgearbei -
toten Plänen zugehen lassen. Die entstehenden Kosten be -
laufen sich auf 292 000 Mk ., die aus dem Voranschlag für das
Rechnungsjahr 1925 dafür vorgesehenen Wirtschattsmitteln zubestreiten sind.

Wiener Operette im städt . Konzerthaus : Heute abend wird
die gemütlich -komische altwiener Operette „ Hannl geht tanzen "
von Robert Bodanziy , Musik von Edmund Ehsler , zum erstenMale aufgeführt . In diesem Werke sind in den Hauptrollen
beschäftigt die Soubretten Vima von Damario , Irma Kämpfund Emmy Knoll und die Komiker Willi Stadler , der auch
für die Spielleitung zeichnet , Domh Czap , Fritz Walenta und
Adolf Schleifer . Morgen , Samstag , den 4. Jutt wird „Hanni
geht tanzen "

zum ersten Male wiederholt .

Wetternachrichtendienst der Badischen Landeswetterwartc
Karlsruhe , 3. Juli . 8 Uhr vormittags . Dio Wetterlage hat sich
wenig geändert . Hoher Druck liegt über Nordeuropa und
macht weit südwärts bis Mitteleuropa seinen Einfluß gel -
tend . Es hält daher das heitere heiße Sommerwetter a»i . Die
gestrigen Nachmittagstemperaturen erreichten in der Rhein -
ebene und den Seitentälern 27 bis 29 Grad . Durch die
Hitze sind über Frankreich und Süddeutschland schwächere
Druckstörungen entstaden , die strichweise zu Gewitter führen
dürften . Ein durchgreifender Wetterumschlag steht in den
nächsten Tagen nicht bevor . Wetteraussicht für morgen : Nur
zeitweise wolkig , strichweise Wärmegewitter , anhaltend sehrwarm .

Kurze Oacdrickteu aus Waden
Süddeutsche Missionskonferenz . Die Baden , Württemberg ,Hessen und die Pfalz umfassende Südwestdeutsche Konferenz

für Innere Misston hielt in Speyer ihre öl . Tagung ab . Sie
wurde mit einem Festgottesdienst eröffnet , bei der Prälat Dr .
Schmitthenner aus Karlsruhe , der derzeitige Borsitzende der

Konferenz , die Festpredigt hielt . Nach einem Kindergottes -
dienst und nach Besichtigung des Diakonissenhauses fand
abends eine Gemeindeversammlung statt, in deren Verlauf
Inspektor Schmidt -Karlsruhe über »Die Inner » Mission und
die Kinderwelt "

, Oberkirchenrat Zentgraf von Darmstadt über
»Die Innere Mission ' sprachen und dabei die Aufgaben der
Inneren Mission darlegten .

DZ . Mosbach , 3 . Juli . Das Schöffengericht hat den Re -
dakteur einer im Landgerichtsbezirk Mosbach erscheinenden
Zeitung wegen Beleidigung des Reichskanzlers a . D . Dr .
Wirth , begangen durch die Presse , zu einer Geldstrafe von
100 M . verurteilt .

DZ . Pforzheim , 2-Juli . Der Berein badischer Lehrerinnen
hielt vom 27. bis 2S. Juni in Pforzheim feine diesjährige
Landesversammlung ab, der gleichzeitig eine Fachversamm -
lung der Handarbeitslehrerinnen angeschlossen >var . Die
Pforzheimer Handarbeitslehrerinnen hatten gleichzeitig eine
Ausstellung weiblicher Handarbeiten veranstaltet . Die öffent -
liche Hauptversammlung , die von der 1. Vorsitzenden des Ver -
eins badischer Lehrerinnen , Ottilie Klein -Wertheim geleitet
wurde , brachte u .a . zwei Vorträge über „Seelische Probleme
der Reifezeit " und „ Jugendbewegung und Schule "

, welche das
lebhafteste Interesse aller Teilnehmer hervorriefen .

DZ . Billingen , 3 . Juli . Gestern abend , kurz vor 7 Uhr ,
verunglückte das Flugzeug D 575 aus der Fahrt von Baden -
Baden nach Konstanz bei der Landung auf dem hiesigen Flug -
platz dadurch , daß es , wie der Führer aussagte , durch einen
Windstoß außerhalb des Flugplatzes abgetrieben und gegen
einen Baum geschleudert wurde . Dadurch wurde der rechte
Flügel des Flugzeuges zertrümmert . Weiteren Schaden er -
iit der Apparat nicht . Führer und Passagiere kamen ohne
Verletzungen davon . Der Apparat wurde abmontiert .

DZ . Freiburg , 2. Juli . Am 12 . Juli d . I . feiert der Ba -
dische Baueruvercw das Fest seines 40 jährigen Bestehens
durch einen Festakt in der Festhalle zu Freiburg i. Br . Die
Gründung fällt zurück in die 80er Jahre, : welche ja die all -
gemeine Gründungsperiode der Bauernvereine Deutschlands
waren und wurde getätigt in der Absicht, durch Zusammen -
schluß aller Kräfte und Mitwirkung im Parlament und
öffentlichen Leben die materielle Lage des Bauernstandes zu
heben und zu bessern . Am 12. Juli 1885 wurde der Mittel -
badische Bauernverein gegründet , der damals 1713 Mitglieder
zählte ; nach drei Jahren waren es 4000 . Am 10. Juli 1892
wurde der Name des Vereins umgeändert in „ Badischer
Bauernverein "

. Im Jahre 1904 übernahm Direktor Dr .
Aengenheister die Führung des Verbandes und verlegte den
Sitz gleichzeitig nach Freiburg i . Br .

DZ Lörrach , 3. Juli . Dem Schiedsgericht des Landesschlich -
ters über die Lohn - und Arbeitsverhältnisse in der badischen
Textilindustrie ist in einer am vorigen Freitag hier stattge »
habten Landeskonferenz der Betriebsräte der Textilarbeiter -
verbände zugestimmt worden . Dabei wurde einstimmig nach -
stehende Entschließung angenommen : „Die Konferenz bedauert
allgemein , daß der Schiedsspruch in der badischen Textilindu -
strie auch diesmal nur eine ungenügende Lohnhöhe gebracht
hat . Wenn sie trotzdem ihre Zustimmung zu geben gewillt ist,
so nur der Not gehorchend , nicht dem eigenen Triebe . Die
Konferenz gibt aber der Erwartung Ausdruck , daß bei künf -
tigen Verhandlungen die Interessen der badischen Textilar -
beiterschaft unter allen Umständen mehr berücksichtigt werden ."
Eine weitere Entschließung besagt : „ Die Landeskonferenz
beschließt , zur Stärkung des Kampffonds in der kommenden
Lohnperiode bis zum Oktober einen Extrabeitrag zu erheben ."

DZ Waldshut , 2.Jnli . Wie der „Albbote " berichtet , beab -
sichtigt man in nächster Zeit , hier und in einem Nachbarorte
eine

"
von Schweizerseite eingeleitete gemeinsam ? Kundgebung

der schweizerischen und deutschen Berkehrs - u . Gewerbevereine ,
Handelskammern und sonstiger Verbände entlang der Grenze
gegen die zurzeit noch bestehenden strengen Paßvorschriste »
und sonstige den freien Verkehr der Grenzbevölkerung hem -
inenden Bestimmungen einzuleiten .

DZ . Überlingen , 1 . Juli . Die Stadtverwaltung legt in
einem Vorbericht den Bürgerausschußmitgliedern den Boran -
schlag für das Rechnungsjahr 1925—26 . vor . Im Vergleich
zum Voranschlag von 1924 weist der diesjährige eine bedeu -
tende Steigerung der Ausgaben auf . Nach Abzug der Ein -
nahmen von den Ausgaben ergibt sich ein Gesamtfohlbetrag
von 134 339 M ., der durch Gemeindeumlage gedeckt werden
soll. Für den ungedeckten Aufwand muß demnach eine Um -
läge von 72 Pfennig pro 100 M . Steuerwert erhoben wer¬
den .

DZ . Konstanz , 1 . Juli . Die Bemühungen , die strenzen
Sperrvorschriften im kleinen Grenzverkehr so nach und nach
zu beseitigen , haben Erfolg . Seit letzten Samstag ist die
Sperrkette für den Straßenverkehr auch auf der deutschen
Seite beseitigt . Rur bei starkem Verkehr wird sie nicht
nur hier , sondern auch auf Schweizer Seite zur weiteren
Kontrolle benutzt . Vom nächsten Monat ab soll auch der
gegenseitige An

'
ertennungsvermerk wegfallen . Wenn die um -' aufenden Gerüchte sich »bestätigen , so dürften noch im Herbst

dieses Jahres sämtliche vorhandenen Sperrvorschriften be-
seitigt werden , wodurch der friedensmäßige Zustand wieder
hergestellt sein würde .

DZ . Konstanz , 1 . Juli .
' Wie die „Deutsche Bodensee -

zeitung " berichtet , hat die Reichsbahngesellschaft die Absicht,
im Anschluß an die 10 prozentige Erhöhung der Eisenbahn -
fahrpreise nun auch die Fahrpreise für Dampfschiff -Fahrten
auf dem Bodensee 10 Prozent heraufzusetzen . Gleichzeitig
soll die Ermäßigung der Sonderkarten für Bodenseean -
wohner von 5V auf 33 X Prozent herabgesetzt werden .

DZ . Reichenau , 30 . Juni . Der Kammerer Jung von
Reichenau - Niederzell beging das Fest seines goldenen Prie -
sterjubiläums . Der Erzbischof von Freiburg sprach ihm für
seine langjährige priesterliche Tätigkeit seine Anerkennung
und seine Glückwünsche aus . Staatspräsident Hellpach hatte
ein Glückwunschschreiben übersandt .

Dandel und MUrtsckatt
Berliner Devisennotierungen

3. Juli 2. au«:
«kr» »rief «ert «rfO

Amsterdam 100 G. 168 .09 168 .51 168 .02 168 .44
Kopenhagen 100 Kr. 84 .24 84 .46 86 .19 86 .41
Italien . . 100 L . 14 .78 14 .84 14 .08 14 .12
London . 1 Pfd . 20 .389 20.441 20.388 2Q.908
Newhork . 1 D . 4 .19 4.21 4.19 4.21
Pari » . . 100 Fr . 19 .63 19 .67 19 .09 19 .13
Schweiz . 100 Fr .
Wien 100 Schilling
Prag . . 100 Kr .

81 .40 81 .60 81 .44 81 .64
59.054 59. 194 59 .054 59 .194
12 .432 12.472 12 .43 12.47

Zuteilung üderall 100 Prozent

Der Londoner Goldpreis vom 30 . Juni 1925 beträgt für eine
Unze Feingold 34 sh 11 d bezw . für ein Gramm Feingold
32,7616 pence .

DZ . Süddeutsche Heu und Strohpreise . Gegenwärtig no -
tieren 100 kg Wiesenheu (Ernte 1924 ) 6—7 Mk., Kleeheu
(Ernte 1924 ) 7—8 Mk ., drahtgepreßtes Stroh 4 .50—5 Mk.

Polnische Einfuhrverbote . Polen hat vom 27 . Juni dS. Js .
ab die Einfuhr zahlreicher deutscher Waren nach Polen grund »
sätzlich verboten . Wie uns die Handelskammer für die Kreis «
Karlsruh « und Baden mitteilt , ist das polnische Finanzmini »
sterium jedoch in der Lage , in EinzÄfällen und ln den Gren »
zen bestimmter Kontingente Einfuhrbewilligungen zu erteilen ,
sofern vom polnischen Abnehmer ein entsprechendes Gesuch
an das polnische Finanzministerium gerichtet wird . Solche
Einfuhrbewilligungen können unabhängig davon erteilt wer -
den , in welchem Umfange polnische Waren in das betreffende
Land hineingelassen werden . Nähere Auskunft über Fragen
aus diesem Gebiete erteilt die Handelskammer für die Kreise
Karlsruhe und Baden , bei der auch die Liste der neuerdings
in Polen einfuhrverbotenen Waren zur unentgeltlichen Ein »
sichtnahme aufliegt .

Zahlungsschwierigkeiten in der Textilbranche . Laut „Kon«
fektionär " hat die Stoffirma Wolitzer & Co . Berlin Antrag
auf Geschäftsaufsicht gestellt . 176 000 Mk . Aktiven stehen ca.
419 000 Mk . Passien gegenüber . — Dem gleichen Blatt zu -
folge stehen bei dem Kaufhaus Rankeplatz 62 000 Mk . Aktien
ca . 105 000 Mk . Passiven gegenüber .

Staatsanzeiger
Lotterie .

Dem katholischen Fürsorgeverein für Mädchen , Frauen und
Kinder in Karlsruhe wurde die Erlaubnis zur Veranstaltung
einer Geldlotterie erteilt .

Karlsruhe , den 29 . Juni 1925.
Der Minister des Innern

I . B . : Leers .

Bis einschl. 11 . d. Mis.
gewähren wir auf sämtliche

Herren - und
Damen - Konfektion

10—20 °/o Rabatt
Unserem alten Prinzip treubleibend ,
verkaufen wir trotz dieser enormen

Preisermäßigung - an jedermann

auf Teilzahlung
zu den bekannt günstigen
Zahlungsbedingungen

G . m.
b. H.Badenia

Bekleidungshaus für Herren und Damen

KaiserstraBe 14 a wüSSi .
©.544

lüiier Epeislte Im Mischen Itartto
Morgen Samstag , den 4 . Juli

die gemütlich -komische Ah -Wiener Operette

Hann ! geht tanzen
von Robert Bodanzky . Musik von Edmund Eysler

Billettpreise von M . 1. 50 bis 5 .90
Vorverkauf siehe Anschlagsäulen

Sonntag , 5 . DergroßeErfolg : Das Weib imPurpur

Die Bauptat .umlegung zwischen der
Reureuter - und Köruerstratze nördlich
der Reinmuthstratz « auf Gemarkung
Knieltngen betr .

Der Gemeinderat Knielingen hat eine Neueinteilung— Bauplatzumlegung — zwischen der Neureuter - und
Körnerstraße nördlich der Reinmuthstraße seiner Ge -
markung beantragt . »

Tagfahrt zur Abstimmung der beteiligten Grund -
eigen tümer über den Plan findet statt am
Freitag , den 17 . Jutt ISLA , nachm . S '/« Uhr .
im Rathaus in Knielingen .

Spätestens in dieser Tagfahrt sind von den Eigen -
tümern der in Betracht kommenden Grundstücke
etwaige Einwendungen gegen den Plan über die Neu -
einteilung und die Wertausgleichuna oder gegen die
Abtretung von Grundstücken zu erheben und die etwa
hieraus abgeleiteten Entschädigungsansprüche anzu -
melden .

Die nicht spätestens in dieser Tagfahrt angemeldeten
Ansprüche dieser Art gelten als ausgeschlossen : ins -
besondere findet eine nachträgliche Geltendmachung
derselben im Klageweg nicht statt.

In der Tagfahrt werden die zur Abstimmung Nicht-
erschienenen und Nichtabstimmenden als dem Plane
zustimmend angesehen . B .94

Karlsruhe , den 1 . Juli 1925 . O .Z 93
Bezirksamt Abt. II ».

Streng reell Gegr. 1911
Frau Rosa Morasch , Karlsruhe
Kaiseratr .64 ITI Teleph . 4239

Zwangsversteigerung .
Grundstücksbeschrieb : 6 Grundstücke der Gemar¬

kung Saig bei Lenzkirch ( Amt Neustadt i . Schw .) im
Gesamtflächenmatz von 3 ha 57 a 12 qm .
• Die Gebäulichkeften bestehen , in der Hauptsache aus :

1 . dem modern eingerichteten Dampfsägewerk Hoch-
first mit Hobelwerk und Kistenfabrik , etwa 1 ' /- km
vom Bahnhof Lenzkirch entfernt , an der Straße
Lenzkirch —Saig ,

2 . einem im besten Zustand befindlichen 1' /, stöckigen
geräumigen Wohnhaus mit getrennt stehendem
Stallgebäude und Autogaräge ,

3 . einem zweistöckigem Arbeiterwohnhaus ,
4. einem zweistöckigen Wohn - und Wirtshaus —

Wirtschaft Schloß Urach .
Eigentümer : Holz -Syndikat Aktiengesellschaft in

Freiburg i. Br .
Grundstücksschätzung : ohne Zubehör 76 520 RM -,
mit Zubehör 174125 RM .

Verftetgerungstagfahrt : Mittwoch , den S. Sep -
tember 1925, vormittags 81/, Uhr , in das Rathaus
nach Lenzkirch .

Nähere Auskunst gebührenfrei beim Notariat .
BadischeS Notariat Reustadt i . Schw»

als Vollstreckungsgericht . B .9Z

Personen:
Dr . Scheffler Dahl «!
Bertha Clement
Komnierzienrat Bolzau Höcker

Vaditches
T.andestbeater

Samstag , den 4 . Juli 1925
Th -Gem. 5001 —6000

Zur Erinnerung an de»
100 . Geburtstag von
G . M . von Moser

Reu einstudiert :

Das StistunM
Schwank in 3 Akren von

Gustav von Moser
In S ^ ne ges . von Fritz Herz Sperrfitz I 4 .30

Wilhelmine
Ludmilla
Dr. Steinkirch
Hartwig
BrimboriuS
Schnake
Anfang 7' /,

Roorman
Bolkner

Groß
Kloebl«

Her,
Müller

Ende 9 l/t

Druck ® . Braun , Karlsruhe .
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